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(Nr. 1128.) Gesetz über die eingeschriebenen Hilfskassen. Vom 7. April 1876.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen etc.

verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des
Reichstags, was folgt:

§. 1.

Kassen, welche die gegenseitige Unterstützung ihrer Mitglieder für den Fall der Krankheit
bezwecken, erhalten die Rechte einer eingeschriebenen Hilfskasse unter den nachstehend
angegebenen Bedingungen.

§. 2.

Die Kasse hat einen Namen anzunehmen, welcher von dem aller anderen, an demselben Orte
oder in derselben Gemeinde befindlichen Hilfskassen verschieden ist und die zusätzliche
Bezeichnung: „eingeschriebene Hilfskasse” enthält.

§. 3.

Das Statut der Kasse muß Bestimmung treffen:

1. über Namen, Sitz und Zweck der Kasse;
2. über den Beitritt und Austritt der Mitglieder;
3. über die Höhe der Beiträge, welche von den Mitgliedern zu entrichten sind, und, falls die
Arbeitgeber zu Zuschüssen gesetzlich verpflichtet sind, über deren Höhe;
4. über die Voraussetzungen, die Art und den Umfang der Unterstützungen;
5. über die Bildung des Vorstandes, die Vertretung der zu Zuschüssen gesetzlich
verpflichteten Arbeitgeber in demselben, sowie über die Legitimation seiner Mitglieder und
den Umfang seiner Befugnisse;
6. über die Zusammensetzung und Berufung der Generalversammlung, über die Art ihrer
Beschlußfassung und über die Stimmberechtigung der zu Zuschüssen gesetzlich verpflichteten
Arbeitgeber;
7. über die Abänderung des Statuts;
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8. über die Verwendung des Kassenvermögens im Falle der Auflösung oder Schließung der
Kasse;
9. über die Aufstellung und Prüfung der Jahresrechnung.

Das Statut darf keine Bestimmung enthalten, welche mit dem Zwecke der Kasse nicht in
Verbindung steht oder den Vorschriften dieses Gesetzes zuwiderläuft.

§. 4.

Das Statut ist in zwei Exemplaren dem Vorstande der Gemeinde, in deren Bezirk die Kasse
ihren Sitz nimmt, von den mit der Geschäftsleitung vorläufig betrauten Personen oder von dem
Vorstande der Kasse in Person einzureichen. Der Gemeindevorstand hat das Statut der
höheren Verwaltungsbehörde ungesäumt zu übersenden; diese entscheidet über die Zulassung
der Kasse. Der Bescheid ist innerhalb sechs Wochen zu ertheilen.
Die Zulassung darf nur versagt werden, wenn das Statut den Anforderungen dieses Gesetzes
nicht genügt. Wird die Zulassung versagt, so sind die Gründe mitzutheilen. Gegen die
Versagung steht der Rekurs zu; wegen des Verfahrens und der Behörden gelten die
Vorschriften der §§. 20 und 21 der Gewerbeordnung. In Elsaß-Lothringen finden statt
derselben die dort geltenden Bestimmungen über das Verfahren in streitigen
Veiwaltungssachen entsprechende Anwendung. Wird die Zulassung ausgesprochen, so ist eme
Ausfertigung des Statuts, versehen mit dem Vermerke der erfolgten Zulassung,
zurückzugeben.
Abänderungen des Statuts unterliegen den gleichen Vorschriften.
Eine Kasse, welche behufs Erhebung der Beiträge und Zahlung der Unterstützungen örtliche
Verwaltungsstellen einrichtet, hat ihre Zulassung bei derjenigen Verwaltungsbehörde zu
erwirken, in deren Bezirk die Hauptkasse ihren Sitz hat.
Absatz 5 ist durch RGBl 2013 Band 1892 Nr. 20 außer Wirksamkeit getreten.

§. 5.

Die Kasse kann unter ihrem Namen Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen,
Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grundstücken erwerben, vor Gericht klagen und
verklagt werden.
Für alle Verbindlichkeiten der Kasse haftet den Kassengläubigern nur das Vermögen der
Kasse.
Der ordentliche Gerichtsstand der Kasse ist bei dem Gerichte, in dessen Bezirk sie ihren Sitz
hat.

§. 6.

Zum Beitritt der Mitglieder ist eine schriftliche Erklärung oder die Unterzeichnung des Statuts
erforderlich. Handzeichen Schreibensunkundiger bedürfen der Beglaubigung durch ein
Mitglied des Vorstandes.
Der Beitritt darf von der Betheiligung an anderen Gesellschaften oder Vereinen nur dann
abhängig gemacht werden, wenn eine solche Betheiligung für sämmtliche Mitglieder bei
Errichtung der Kasse durch das Statut vorgesehen ist. Im Uebrigen darf den Mitgliedern die
Verpflichtung zu Handlungen oder Unterlassungen, welche mit dem Kassenzweck in keiner
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Verbindung stehen, nicht auferlegt werden.

§. 7.

Das Recht auf Unterstützung aus der Kasse beginnt für sämmtliche Mitglieder spätestens mit
dem Ablauf der sechsundzwanzigsten auf den Beitritt folgenden Woche.
Hat ein Mitglied bereits das Recht auf Unterstützung erworben, so verbleibt ihm dasselbe
auch nach dem Austritte oder Ausschlusse für die nach Absatz 1 festgesetzte Frist. Ist der
Ausschluß wegen Zahlungssäumniß erfolgt, so läuft diese Frist von dem Tage, bis zu welchem
die Beiträge bezahlt sind.
Für die erste Woche nach dem Beginn der Krankheit kann die Gewährung einer Unterstützung
ausgeschlossen werden.
Der Ausschluß der Unterstützung in Fällen bestimmter Krankheiten ist unzulässig.

§. 8.

Die Mitglieder sind der Kasse gegenüber lediglich zu den auf Grund dieses Gesetzes und des
Statuts festgestellten Beiträgen verpflichtet.
Nach Maßgabe des Geschlechts, des Gesundheitszustandes, des Lebensalters oder der
Beschäftigung der Mitglieder darf die Höhe der Beiträge verschieden bemessen werden.
Die Einrichtung von Mitgliederklassen mit verschiedenen Beitrags- und Unterstützungssätzen
ist zulässig.
Im Uebrigen müssen die Beiträge und Unterstützungen für alle Mitglieder nach gleichen
Grundsätzen abgemessen sein.

§. 9.

Arbeitgebern, welche für ihre Arbeiter die Beiträge vorschießen, steht das Recht zu, die
letzteren bei der dem Fälligkeitstage zunächst vorausgehenden oder bei einer diesem Tage
folgenden Lohnzahlung in Anrechnung zu bringen.

§. 10.

Der Anspruch auf Unterstützung kann mit rechtlicher Wirkung weder übertragen, noch
verpfändet werden; er kann nicht Gegenstand der Beschlagnahme sein.

§. 11.

Die Unterstützungen müssen im Falle der Arbeitsunfähigkeit des Unterstützungsberechtigten
auf die Dauer von mindestens dreizehn Wochen gewährt werden, sofern die Arbeitsunfähigkeit
nicht früher ihr Ende erreicht. Sie müssen während dieser Zeit täglich für Männer mindestens
die Hälfte, für Frauen mindestens ein Drittheil des Lohnbetrages erreichen, welcher zur Zeit
der Feststellung des Statuts der Kasse an dem Orte ihres Sitzes nach dem Urtheil der dortigen
Gemeindebehörde gewöhnlichen Tagearbeitern im Jahresdurchschnitt gezahlt wird.
Auf den Betrag der Unterstützungen, jedoch höchstens bis zu zwei Drittheilen desselben, darf
die Gewährung der ärztlichen Behandlung und der Arzneien angerechnet werden.
An die Stelle jeder sonstigen Unterstützung kann die Verpflegung in einer Krankenanstalt



treten.

§. 12.

Die täglichen Unterstützungen dürfen das Fünffache des gesetzlichen Mindestbetrages (§. 11)
nicht überschreiten.
Neben diesen Unterstützungen können den Mitgliedern die geeigneten Mittel zur
Erleichterung der ihnen nach der Genesung verbliebenen körperlichen Mängel gewährt
werden.
Auch kann die Gewährung ärztlicher Behandlung auf die Familienangehörigen der Mitglieder
ausgedehnt werden.
Den Hinterbliebenen verstorbener Mitglieder kann ferner eine Beihülfe gewährt werden,
welche das Zehnfache der wöchentlichen Unterstützung, auf welche das verstorbene Mitglied
Anspruch hatte, nicht überschreitet.

§. 13.

Zu anderen Zwecken, als den in den §§. 11 und 12 bezeichneten Unterstützungen und der
Deckung der Verwaltungskosten, dürfen weder Beiträge von den Mitgliedern erhoben werden,
noch Verwendungen aus dem Vermögen der Kasse erfolgen.

§. 14.

Eine Ermäßigung der Beiträge oder eine Erhöhung der Unterstützungen bedarf für Kassen, in
Ansehung deren eine Beitrittspflicht der Arbeiter begründet ist, der Genehmigung des
Vorstandes der Gemeinde oder des größeren Kommunalverbandes, auf deren Anordnung die
Beitrittspflicht beruht.
Eine Erhöhung der Beiträge oder eine Ermäßigung der Unterstützungen bis auf den
gesetzlichen Mindestbetrag (§. 11) kann die genannte Behörde für diese Kassen nach
Anhörung des Vorstandes verfügen, wenn nach dem Rechnungsabschlüsse des letzten Jahres
die Einnahmen der Kasse zu den statutmäßigen Aufwendungen nicht ausgereicht haben.
Rückständige Zahlungen von Mitgliedern und deren Arbeitgebern können für diese Kassen,
unter Vorbehalt richterlicher Entscheidung, im Verwaltungswege eingezogen werden.

§. 15.

Der Ausschluß von Mitgliedern aus der Kasse kann nur unter den durch das Statut bestimmten
Formen und aus den darin bezeichneten Gründen erfolgen. Er ist nur zulässig bei dem Wegfall
einer die Aufnahme bedingendenVoraussetzung, für den Fall einer Zahlungssäumniß oder
einer solchen strafbaren Handlung, welche eine Verletzung der Bestimmungen des Statuts in
sich schließt. Wegen des Austrittes oder Ausschlusses aus einer Gesellschaft oder einem
Vereine können Mitglieder nicht ausgeschlossen werden, wenn sie der Kasse bereits zwei
Jahre angehört haben. Erfolgt ihre Ausschließung vor Ablauf dieser Zeit, so haben sie
Anspruch auf Ersatz des von ihnen bezahlten Eintrittsgeldes.

§. 16.



Die Kasse muß einen von der gemäß Satzung bestimmten Vorstand haben, durch welchen sie
gerichtlich und außergerichtlich vertreten wird.
Arbeitgeber, welche Zuschüsse zu der Kasse leisten, haben Anspruch auf Vertretung im
Vorstande unter Berücksichtigung des Maßes ihrer Zuschüsse. Mehr als ein Drittheil der
Stimmen darf ihnen jedoch im Vorstande nicht eingeräumt werden.

§. 17.

Die Zusammensetzung des Vorstandes, sowie jede in der Zusammensetzung des Vorstandes
eingetretene Aenderung ist dem Vorstande der Gemeinde, in deren Bezirk die Kasse ihren Sitz
hat, anzumelden. Die Anmeldung hat durch die Vorstandsmitglieder in Person oder durch eine
beglaubigte schriftliche Erklärung zu erfolgen. Ist die Anmeldung nicht geschehen, so kann
eine in der Zusammensetzung eingetretene Aenderung dritten Personen nur dann
entgegengesetzt werden, wenn bewiesen wird, daß sie letzteren bekannt war.
Zur Legitimation des Vorstandes bei allen Geschäften, auch den das Hypotheken- und
Grundschuldwesen betreffenden, genügt das Zeugniß des Vorstandes der Gemeinde, daß die
darin bezeichneten Personen zur Zeit als Mitglieder des Vorstandes angemeldet sind.

§. 18.

Die Befugniß des Vorstandes, die Kasse nach Außen zu vertreten, wird durch die im Statut
enthaltene Vollmacht bestimmt.
Durch die innerhalb der Grenzen dieser Vollmacht im Namen der Kasse vom Vorstande
abgeschlossenen Geschäfte wird die Kasse verpflichtet und berechtigt.

§. 19.

Dem Vorstande kann zur Ueberwachung der Geschäftsleitung ein Ausschuß zur Seite gesetzt
werden, welcher durch die Generalversammlung zu wählen ist.

§. 20.

Soweit die Angelegenheiten der Kasse nicht durch den Vorstand oder Ausschuß
wahrgenommen werden, steht die Beschlußnahme darüber der Generalversammlung zu.
Die Generalversammlung kann dritten Personen ihre Befugnisse nicht übertragen.
Abänderungen des Statuts bedürfen, mit der durch §. 14 gegebenen Maßgabe, ihrer
Zustimmung.

§. 21.

In der Generalversammlung hat jedes anwesende Mitglied, welches großjährig und im Besitz
der bürgerlichen Ehrenrechte ist, eine Stimme. Mitglieder, welche mit den Beiträgen im
Rückstande sind, können von der Theilnahme an der Abstimmung ausgeschlossen werden.
Die Generalversammlung kann auch aus Abgeordneten gebildet werden, welche aus der Mitte
der stimmfähigen Mitglieder zu wählen sind; die Zahl der zu wählenden Abgeordneten muß
jedoch mindestens dreißig betragen.
Arbeitgeber, welche Zuschüsse zu der Kasse leisten, haben Anspruch auf Stimmberechtigung.



Das Maß dieser Stimmberechtigung ist unter Berücksichtigung ihrer Zuschüsse festzustellen;
die Zahl ihrer Stimmen darf jedoch die Hälfte der den Mitgliedern der Kasse zustehenden
Stimmen nicht übersteigen.

§. 22.

Generalversammlungen können nur innerhalb des Deutschen Reichs an einem Orte abgehalten
werden, an welchem die Kasse eine Zahlungsstelle besitzt. Bei der Berufung ist der
Gegenstand der Berathung anzugeben.
Wird von dem Ausschuß oder von dem zehnten Theile der stimmfähigen Mitglieder die
Berufung der Generalversammlung beantragt, so muß der Vorstand die letztere berufen.

§. 23.

Für diejenigen Kassen, in Ansehung deren eine Beitrittspflicht der Arbeiter begründet ist,
kann der Vorstand der Gemeinde oder des größeren Kommunalverbandes, auf deren
Anordnung die Beitrittspflicht beruht,

1. so lange die Wahl des Vorstandes oder Ausschusses nicht zu Stande kommt, so lange ferner
Vorstand oder Ausschuß die Erfüllung ihrer Obliegenheiten verweigern, mit der
Wahrnehmung dieser Obliegenheiten geeignete Personen betrauen;
2. so lange die Generalversammlung oder eine durch das Gesetz oder das Statut
vorgeschriebene Beschlußfassung der Generalversammlung nicht zu Stande kommt, die
Befugnisse derselben wahrnehmen.

§. 24.

Die Einnahmen und Ausgaben der Kasse sind von allen den Zwecken der Kasse fremden
Vereinnahmungen und Verausgabungen getrennt festzustellen und zu verrechnen; ebenso sind
Bestände gesondert zu verwahren.
Verfügbare Gelder dürfen, außer in öffentlichen Sparkassen, nur ebenso wie die Gelder
Bevormundeter angelegt werden.

§. 25.

In jedem fünften Jahre hat die Kasse die wahrscheinliche Höhe ihrer Verpflichtungen und der
ihnen gegenüberstehenden Einnahmen durch einen Sachverständigen, welcher bei der
Verwaltung der Kasse nicht betheiligt ist, abschätzen zu lassen, das Ergebniß nach dem
vorgeschriebenen Formulare der Aufsichtsbehörde mitzutheilen und der Kenntnißnahme aller
Mitglieder zugänglich zu machen.

§. 26.

Wenn nach dem Ergebnisse der Abschätzung die Verpflichtungen der Kasse die ihnen
gegenüberstehenden Einnahmen übersteigen, so muß, Mangels anderer Deckungsmittel,



entweder eine Ermäßigung der Unterstützungen bis auf den gesetzlichen Mindestbetrag, oder
eine Erhöhung der Beiträge eintreten, derart, daß nach dem Gutachten des Sachverständigen
die Herstellung des Gleichgewichts zwischen den Verpflichtungen und Einnahmen der Kasse
bis zur nächsten Abschätzung zu erwarten ist.

§. 27.

Die Kasse ist verpflichtet, in den vorgeschriebenen Fristen und nach den vorgeschriebenen
Formularen Uebersichten über die Mitglieder, über die Krankheits- und Sterbefälle, über die
verrechneten Beitrags- und Unterstützungstage der höheren Verwaltungsbehörde, sowie einen
Rechnungsabschluß der Aufsichtsbehörde einzusenden. Sie hat der Aufsichtsbehörde auf
Erfordern das Ausscheiden der Mitglieder anzuzeigen.

§. 28.

Kassen, in Ansehung deren eine Beitrittspflicht der Arbeiter nicht begründet ist, können durch
Beschluß der Generalversammlung unter Zustimmung von mindestens vier Fünftheilen
sämmtlicher vertretenen Stimmen ausgelöst werden.

§. 29.

Die Schließung einer Kasse kann durch die höhere Verwaltungsbehörde erfolgen:

1. wenn mehr als ein Viertheil der Mitglieder mit der Einzahlung der Beiträge im Rückstande
ist und trotz ergangener Aufforderung der Aufsichtsbehörde weder die Beitreibung der
fälligen Beiträge, noch der Ausschluß der säumigen Mitglieder erfolgt;
2. wenn die Kasse trotz ergangener Aufforderung der Aufsichtsbehörde vier Wochen mit
Zahlung fälliger nicht streitiger Unterstützungen im Rückstande ist;
3. wenn die Generalversammlung einen mit den Vorschriften dieses Gesetzes oder des
Kassenstatuts im Widerspruch stehenden Beschluß gefaßt hat und der Auflage der
Aufsichtsbehörde, denselben zurückzunehmen, innerhalb der gesetzten Frist nicht
nachgekommen ist;
4. wenn dem §. 6 dieses Gesetzes zuwider Mitglieder zu Handlungen oder Unterlassungen
verpflichtet, oder wenn der Vorschrift des §.13 entgegen Beiträge von den Mitgliedern
erhoben oder Verwendungen aus dem Vermögen der Kasse bewirkt werden;
5. wenn im Falle des §. 26. innerhalb einer von der höheren Verwaltungsbehörde angemessen
zu bestimmenden Frist für die Herstellung des Gleichgewichts zwischen den Verpflichtungen
und Einnahmen der Kasse nicht Sorge getragen ist;
6. wenn Mitglieder aus einem nach diesem Gesetze unzulässigen Grunde aus der Kasse
ausgeschlossen werden.

Gegen die Maßregeln der Verwaltungsbehörde ist der Rekurs zulässig; wegen des Verfahrens
und der Behörden gelten die Vorschriften der §§. 20 und 21 der Gewerbeordnung. In Elsaß-
Lothringen finden statt derselben die dort geltenden Bestimmungen über das Verfahren in
streitigen Verwaltungssachen entsprechende Anwendung.
Die Eröffnung des Konkursverfahrens über eine Kasse hat die Schließung kraft Gesetzes zur
Folge.



§. 30.

Bei der Auflösung einer Kasse wird die Abwickelung der Geschäfte, sofern die
Generalversammlung darüber nicht anderweitig beschließt, durch den Vorstand vollzogen.
Genügt dieser seiner Verpflichtung nicht, oder wird die Kasse geschlossen, so hat die
Aufsichtsbehörde die Abwickelung der Geschäfte geeigneten Personen zu übertragen und
deren Namen bekannt zu machen.

§. 31.

Von dem Zeitpunkte der Auflösung oder Schließung einer Kasse ab bleiben die Mitglieder
noch für diejenigen Zahlungen verhaftet, zu welchen sie das Statut für den Fall ihres
Austrittes aus der Kasse verpflichtete.
Das Vermögen der Kasse ist nach der Auflösung oder Schließung zunächst zur Deckung der
vor dem Zeitpunkte der Auflösung oder Schließung bereits eingetretenen
Unterstützungsverpflichtungen zu verwenden.

§. 32.

Bis zum Ablaufe eines Jahres nach Auflösung oder Schließung einer Kasse kann einer für die
gleichen Zwecke und für denselben Mitgliederkreis oder für einen Theil desselben neu
errichteten Kasse die Zulassung versagt werden.

§. 33.

Die Kassen unterliegen in Bezug auf die Befolgung dieses Gesetzes der Beaufsichtigung durch
die von den Landesregierungen zu bestimmenden Behörden.
Die Aufsichtsbehörde kann jederzeit die Bücher der Kasse einsehen.
Sie beruft die Generalversammlung, falls der Vorstand der durch §. 22 begründeten
Verpflichtung nicht genügt.
Sie kann die Mitglieder des Vorstandes und die im Falle der Auflösung oder Schließung einer
Kasse mit der Abwickelung der Geschäfte betrauten Personen zur Erfüllung der durch §. 27
begründeten Pflichten durch Ordnungsstrafe bis zu einhundert Mark anhalten.

§. 34.

Mitglieder des Vorstandes oder des Ausschusses, welche den Bestimmungen dieses Gesetzes
zuwider handeln, werden mit Geldstrafe bis zu dreihundert Mark gerichtlich bestraft. Haben
sie absichtlich zum Nachtheil der Kasse gehandelt, so unterliegen sie der Strafbestimmung
des §. 266 des Strafgesetzbuchs.

§. 35.

Eine Vereinigung mehrerer Kassen zu einem Verbande behufs gegenseitiger Aushülfe kann
unter Zustimmung der Generalversammlungen der einzelnen Kassen und auf Grund eines
schriftlichen Statuts erfolgen.
Der Verband ist durch einen aus der Wahl der Vorstände oder Ausschüsse der betheiligten



Kassen hervorgeaangenen Vorstand zu verwalten. Seine Pflichten und Befugnisse bestimmt
das Statut. Sein Sitz darf nur an einem Orte sein, wo eine der betheiligten Kassen ihren Sitz
hat.
Der Verband unterliegt nach Maßgabe des §.33 der Aufsicht der höheren Verwaltungsbehörde
desjenigen Bezirks, in welchem der Vorstand seinen Sitz hat.
Auf die Mitglieder des Vorstandes und die sonstigen Organe des Verbandes finden die
Bestimmungen des §. 34 Anwendung.

§. 36.

Die Verfassung und die Rechte der auf Grund landesrechtlicher Vorschriften errichteten
Hilfskassen werden durch dieses Gesetz nicht berührt; die Kassen können jedoch durch die
Landesregierungen zur Einsendung der im §. 27 bezeichneten Uebersichten verpflichtet
werden.
In Ansehung der Kassen der Knappschaftsvereine verbleibt es bei den dafür maßgebenden
besonderen Bestimmungen.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen
Insiegel.
Gegeben Berlin, den 7. April 1876.

(L. S.)  Wilhelm.
 

  Fürst v. Bismarck.


